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Stellungnahme TÖB Anmerkung StplA 

BUND, LNV, NABU 

Die Realisierung der Planung bedeutete im 
Endzustand die Vollversiegelung von 16,1 
ha Fläche und den Verlust von rund 20 ha 
landwirtschaftlich genutzter Fläche. 

Als Umwelt- und Naturschutzverbände for-
dern wir beim Flächenverbrauch die schon 
im Jahr 2006 vom damaligen Ministerpräsi-
denten Oettinger propagierte „Netto-Null“ 
im Flächenverbrauch. 

Gegen dieses Ziel verstößt die vorliegende 
Planung in eklatanter Weise. Ebenso ist die 
weitere Reduktion landwirtschaftlich ge-
nutzter Flächen in Karlsruhe massiv zu kriti-
sieren. 

Schließlich ist aus raumplanerischer Sicht 
die Planung abzulehnen, sie führte zu ei-
nem weiteren Baustein zum Zusammen-
wachsen von Karlsruhe mit seinen Umlie-
gergemeinden zu einem Siedlungsbrei und 
zerstörte eine noch erhalten Offenlan-
dachse im Norden von Karlsruhe. 

BUND, LNV und NABU fordern zum Ver-
zicht auf das Weiterverfolgen dieser Pla-
nung auf. 

Kenntnisnahme 
Die Flächen sind im Flächennutzungsplan 
2030 des Nachbarschaftsverbandes Karls-
ruhe (Rechtskraft 2017) als geplante ge-
werbliche Bauflächen dargestellt und wa-
ren bereits Bestandteil des Flächennut-
zungsplans 2010 (Rechtskraft 2004). Sie 
sind planerisch schon langfristig für eine 
gewerbliche Entwicklung vorgesehen. Auf 
dieser Planungsebene wurde durch die zu-
ständigen Gremien zweimal unter Darstel-
lung der Konflikte eine Abwägungsent-
scheidung für eine Ausweisung als gewerb-
liche Baufläche getroffen. In diesem Zuge 
wurden auch Flächenalternativen geprüft. 
Ein jüngst aktualisiertes Gutachten zum 
Gewerbeflächenbedarf der Stadt Karlsruhe 
(vergl. Gemeinderatsvorlage 2021/1465) 
belegt eine Unterversorgung, auch unter 
Berücksichtigung von Maßnahmen für die 
optimierte Ausnutzung von gewerblichen 
Bestandsflächen und der Realisierung aller 
geplanten Gewerbeflächen aus dem FNP 
bis zum Jahr 2035 in Höhe von 39 ha. 
Im Sinne des sorgsamen Umgangs mit Bo-
den hat der Gemeinderat im Januar 2022 
einen Beschluss gefasst sich im Bereich Ge-
werbeflächen auf die quantitative Flächen-
kulisse des Flächennutzungsplans 2030 zu 
beschränken.  
Als Träger der Raumplanung hat der Regio-
nalverband Mittlerer Oberrhein im Zuge 
der 1. Trägerbeteiligung dem Bebauungs-
plan zugestimmt. 
 

Zu den vorgelegten Unterlagen: 

In Hinblick auf den vorgelegten Entwurf 
wird anerkannt, dass umwelt- und natur-
schutzfachliche Aspekte der Planung er-
kennbar sind. Sei es bei den Ausführungen 
zu Vogelschutz an Glas, zur Beleuchtung 

In einem Angebotsbebauungsplan können 
meist keine konkreten Vorgaben bzgl. Res-
sourcen- und emissionsschonender Bau-
weise und energieoptimiertem Betrieb ge-
macht werden. Durch den hohen Streube-
sitz der Grundstücke ist eine Absicherung 
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oder zur Dach- und Fassadenbegrünung. In 
Hinblick auf die verkehrliche Anbindung 
sowie auf Festsetzungen zum Klima-
schutz/Energie scheinen noch große Ver-
besserungspotenziale gegeben. 

Konkrete Vorgaben bzgl. ressourcen- und 
emissionsschonender Bauweise sowie ener-
gieoptimiertem Betrieb fehlen gänzlich in 
diesem Bebauungsplan. Diese Unterlassung 
ist sicher nicht mit dem Anspruch der Stadt 
Karlsruhe vereinbar, bis 2040 einen klima-
neutralen Gebäudebestand zu schaffen 
und zu betreiben. Der Energieverbrauch 
des Gewerbegebiets ist nicht vorhersehbar, 
es erscheint jedoch kaum ausreichend, 
wenn auf 50 % Wohndachflächen und 40 
% Gewerbedachflächen Photovoltaik in-
stalliert wird. Die Verbände fordern hier 
konkrete Nachbesserungen. Diese Aspekte 
im Jahr 2021 in einem B-Plan zu vernach-
lässigen, welcher Bauwerke schafft, die 
weit über das Jahr 2050 bestehen werden, 
ist mindestens fahrlässig. 

Auch in Hinblick auf den Verkehr und die 
für das Erreichen der Klimaschutzziele un-
erlässlichen Mobilitätswende kann der Pla-
nung kein zukunftsweisender Charakter 
zugeschrieben werden. Konkrete Ziele sind 
nicht genannt. Vielmehr drängt sich der 
Gedanke auf, dass gerade die Nähe zur 
Bundesstraße Ausschlag für die Planung 
gibt und so einem ungebremsten Weiter-
So des umweltunverträglichen Verkehr die 
Bahn geebnet wird. 

 

solcher Standards über städtebauliche Ver-
träge realistisch auch nicht zu erreichen. 
Lediglich bei den Flächen im Eigentum der 
Stadt werden die Vorgaben des Gemeinde-
ratsbeschlusses zum klimaneutralen Bauen 
vom 30.06.2020 auch im Vertrag festge-
legt: 
 
„Käuferinnen und Käufer städtischer 
Grundstücke sowie sonstige Vertragspart-
nerinnen und -partner in vertraglichen Ver-
einbarungen (Grundstückskaufvertrag, 
städtebaulicher Vertrag oder Durchfüh-
rungsvertrag) werden verpflichtet, 
 

• bei Wohngebäuden als Mindest-
standard den KfW-Effizienzhaus 40 
und bei Nichtwohngebäuden min-
destens den Standard KfW-Effizi-
enzhaus 55 einzuhalten, 

 
• einen Primärenergiefaktor für Ge-

bäude von 0,3 für Wohngebäude 
nicht zu überschreiten, 

 
• reine Produktionsgebäude sind von 

diesen Regelungen ausgenommen, 
haben aber ein Gesamtenergiekon-
zept vorzulegen, in dem der KfW55-
Standard angestrebt wird und die 
Dachflächen von Wohn- und Nicht-
wohngebäuden sind soweit als 
möglich mit Photovoltaik zu bele-
gen.“ 

 
Potenziellen Interessenten für Grundstücke 
im Gebiet wird eine Energieeffizienz-Bera-
tung (z.B. der KEK/ KEFF) aktiv empfohlen. 
Denn durch staatliche Förderungen und 
Einsparungen über die Lebensdauer lohnen 
sich ambitioniertere Energieeffizienzstan-
dards am Gebäude und erneuerbare Ener-
gielösungen meist. 
 
Die Pflicht zur Errichtung von Photovoltaik-
Anlagen auf Nichtwohngebäuden wird 
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bereits durch das Klimaschutzgesetz BW in 
§ 8 a geregelt:  
 
„(1) Beim Neubau von Nichtwohngebäu-
den ist auf der für eine Solarnutzung ge-
eigneten Dachfläche eine Photovoltaikan-
lage zur Stromerzeugung zu installieren, 
wenn der Antrag auf Baugenehmigung ab 
dem 1. Januar 2022 bei der zuständigen 
unteren Baurechtsbehörde eingeht oder ab 
diesem Zeitpunkt im Kenntnisgabeverfah-
ren die vollständigen Bauvorlagen bei der 
Gemeinde eingehen.“ 
 
Der Gesetzgeber hat eine Mindestnutzung 
von 60 % der geeigneten Einzeldachflä-
chen im Standardnachweis und 75 % der 
geeigneten Teildachflächen im erweiterten 
Nachweis vorgesehen. Für geeignete Park-
platzflächen mit mehr als 35 Pkw-Stellplät-
zen gilt eine Mindestnutzung von 50 % 
(Photovoltaik-Pflicht-Verordnung). 
 
Auf Anraten des ZJD wird auf der pla-
nungsrechtlichen Ebene kein über das Kli-
maschutzgesetz Baden-Württemberg hin-
ausgehender Standard verlangt.  

Gleichwohl besteht bei den städtischen 
Grundstücken im Plangebiet die Möglich-
keit einen höheren PV-Dachflächenanteil 
im Rahmen der Verkaufsbeiträge zu verein-
baren. 

Des Weiteren werden Dachflächen, die für 
sonstige technische Aufbauten oder Dach-
gauben genutzt werden können begrenzt. 
Somit wird eine adäquate nutzbare Dach-
fläche gesichert.  
 
Der Bebauungsplan sieht die notwendigen 
öffentlichen Verkehrswege vor um die ver-
kehrliche Erschließung zu sichern. Dabei 
wurde aus Kosten-, aber auch aus Gründen 
des Umweltschutzes lediglich eine neu zu 
errichtende durchbindende Ringstraße vor-
gesehen (der untere Dammweg ist bereits 
im Bestand vorhanden). Eines der Auswahl-
kriterien für die Gewerbeflächen war die 
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gute Anbindung an das überörtliche Stra-
ßennetz, wie unter Ziffer 1, Begründung 
ausgeführt. 
 

Für die vorgesehenen Flächen ist vor allem 
der vollständige Verlust von Boden und 
Wasserfunktionen, sowie die landwirt-
schaftliche Funktion vorhersehbar. Für eine 
Schadensminimierung fordern die Ver-
bände, dass die wenigen Grünstreifen in-
nerhalb des Gebiet - z. B. angrenzend zu 
den Straßen - massiv verbreitert werden 
und dort insbesondere Versickerungsflä-
chen etc. angelegt werden, die bspw. das 
komplette Niederschlagswasser lokal in den 
Boden bringen. Diese Absichten sollten 
weiterhin stärker im Textteil festgesetzt 
werden. 

Die schriftlichen Festsetzungen sehen Rege-
lungen zum Umgang mit Niederschlagswas-
ser vor.  
Die zentralen Punkte sind: 
 

• Das Gebiet wird im Trennsystem entwäs-
sert. 

• Niederschlagswasser von privaten Flä-
chen ist zu 100 % auf den jeweiligen 
Grundstücken zurückzuhalten und zu 
bewirtschaften 

• Die notwendige Befestigung von nicht 
überbauten Flächen der Baugrundstücke 
ist wasserdurchlässig auszuführen. 
 

Des Weiteren ist festgesetzt, dass im WA ein 
Flächenanteil von mindestens 40% und im 
GE/GEE ein Flächenanteil von mindestens 
15% der Grundstücksfläche, zusätzlich zur 
Vorgartenzone, gärtnerisch zu begrünen 
und dauerhaft zu unterhalten ist. Vorgärten 
sind die Flächen der Baugrundstücke, die 
auf gesamter Grundstücksbreite zwischen 
der Straßenbegrenzungslinie und der Bau-
grenze liegen. Sie sind jeweils mindestens 5 
m tief.  
 
Der Eingriff in das Schutzgutboden ist er-
heblich, kann allerdings durch eine Mi-
schung aus schutzgutbezogenen und 
schutzgutübergreifenden Maßnahmen in-
nerhalb und außerhalb des Plangebietes 
ausgeglichen werden (siehe Umweltbe-
richt). 

Zum Umweltbericht: 

"In der Bilanz für das Schutzgut Boden 
ergibt sich, unter Berücksichtigung der für 
das Schutzgut Boden festgelegten planex-
ternen Kompensationsmaßnahme Oberbo-
denauftrag auf landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen mit dem anfallenden Oberbo-
den aus dem Plangebiet, ein Defizit von 
619.624 Ökopunkten." 

Wie bereits ausgeführt, wird das Restdefizit 
beim Schutzgut Boden, schutzgutübergrei-
fend ausgeglichen. Ggf. bestehen auch in-
nerhalb des Plangebietes noch Potentiale für 
eine Verbesserung von Bodeneigenschaften 
bzw. eine Überdeckung baulicher Anlagen 
die zur Reduktion der Eingriffsfolgen beitra-
gen können. Da hierzu keine konkrete Pla-
nung vorliegt, konnten diese Potentiale 
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Der gravierende Verlust in Bezug auf das 
Schutzgut Boden belegt die in der Präam-
bel genannten Ausführungen. 

"Ein weiterer Konfliktschwerpunkt ergibt 
sich beim Schutzgut Tiere und Pflanzen ins-
besondere durch die Beanspruchung von 
naturschutzfachlich hochwertigen wertvol-
len Feldhecken, die Bestandteile gesetzlich 
geschützter Biotope sind. Deren Beanspru-
chung soll durch die Neuanlage gleichwer-
tiger Gehölzstreifen im Geltungsbereich 
kompensiert werden." 

Es ist grundsätzlich zu begrüßen, dass im 
Geltungsbereich eines B-Plans wertvolle 
Gehölzstreifen entwickelt werden sollen. 
Für zahlreiche bedrohte Arten können je-
doch Gehölzstreifen im Siedlungsbereich 
nicht oder nur unvollständig die Funktion 
von Gehölzstreifen in der freien Landschaft 
erfüllen. 

Verwiesen wird auf sandige Substrate im 
Planungsgebiet. 

Geboten wäre deshalb im betroffenen 
Ackerland, auf Ruderalflächen und im 
Grünland, eine Erhebung charakteristischer 
Arten der durch zunehmende Bebauung 
bedrohten Lebensräume der Hardtplatten. 

nicht in die Eingriffs-/Ausgleichsbilanz ein-
bezogen werden. 
 
 
Die angesprochenen Feldhecken/Feldge-
hölze, die als gesetzlich geschützte Biotope 
erfasst sind, werden quantitativ und qualita-
tiv vollumfänglich als CEF-Maßnahme aus-
geglichen. 
 
Der Untersuchungsumfang des Umweltbe-
richtes wurde im Zuge einer Trägerbeteili-
gung nach § 4 Abs. 1 BauGB ermittelt und 
abgestimmt, bei der die Umweltverbände 
ebenfalls zur Stellungnahme aufgefordert 
wurden, aber keine Stellungnahme abgege-
ben haben. 
 
Prüfungsrelevant in Bezug auf die arten-
schutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 
44 BNatSchG sind die europarechtlich ge-
schützten Arten, zu denen alle heimischen 
Vogelarten sowie die FFH-Anhang IV-Arten 
gehören. Die artenschutzrechtlichen Untersu-
chungen umfassten darüber hinaus, wie aus 
der Trägerbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB 
hervorgegangen die Artengruppen Vögel, Ei-
dechsen, Fledermäuse und holzbewohnende 
Käfer (v.a. Körnerbock) sowie als Einzelart die 
Haselmaus. 

Insgesamt ist deshalb zu beklagen, dass 
der Untersuchungsumfang im Bereich Bio-
tik zu gering ist. 

Ob das bearbeitende Büro bewusst 
"schlank und preisgünstig" angeboten hat 
oder ob seitens der Stadtverwaltung auf ei-
nen derart schmalen Untersuchungsum-
fang gedrungen wurde, muss offenblei-
ben. 

Es kann hier u.a. auf den Leitfaden "Arten-
schutz in der Bauleitplanung und bei Bau-
vorhaben" verwiesen werden. 

Seite 11 "In der Eingriffsregelung sind 
auch sonstige besonders wertgebende und 
planungsrelevante Arten von Bedeutung, 

Kenntnisnahme. 
Der Untersuchungsumfang des Umweltbe-
richtes wurde im Zuge einer Trägerbeteili-
gung nach § 4 Abs. 1 BauGB ermittelt und 
abgestimmt, bei der die Umweltverbände 
ebenfalls zur Stellungnahme aufgefordert 
wurden, aber keine Stellungnahme abgege-
ben haben. 
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unabhängig von einem gesetzlichen 
Schutzstatus." 

Zu diesen Arten haben wir nichts in den 
vorgelegten Unterlagen gefunden. 

Seite 13: "Die Umweltprüfung in der Bau-
leitplanung muss vorrangig auf die gefähr-
deten Arten und noch weiter vertieft auf 
Arten fokussieren, für die unter biogeogra-
fischen Aspekten eine besondere Schutz-
verantwortung besteht." Zur Schutzverant-
wortung für Arten der Hardtplatten haben 
wir keine Aussagen gefunden. Dies ist 
nachzuarbeiten.  

 

Konkret wäre aus unserer Sicht zu erhe-
ben: Wildbienen. Flora: Rote-Liste-Arten 
der Sandäcker und Sandfluren, Ackerbe-
gleitkräuter. (Abzufragen (beispielsweise 
Büro Breunig) wie Potenzial einzuschätzen 
und dann ggf. zu kartieren.) 

Nach Auskunft des mit dem Umweltbericht 
beauftragten Planungsbüros konnten im 
Rahmen der Begehungen und Kartierun-
gen keine Anhaltspunkte für das Vorkom-
men von Ackerwildkräutern, Rote-Liste-Ar-
ten der Sandäcker und Sandfluren und 
Wildbienen festgestellt werden. Aufgrund 
der intensiven Ackernutzung wurde ledig-
lich fragmentarische Unkrautvegetation im 
Planungsgebiet vorgefunden. Auch bei 
zum Teil vorhandenem Habitatpotential für 
Wildbienen (offene Bodenstellen, Totholz 
in Obstbaumschlägen) gab es bei der Kar-
tierung keine Hinweise auf ein Vorkommen 
von Wildbienenarten, da durch die inten-
sive Nutzung ein geringes Angebot an 
Nahrungspflanzen zur Verfügung steht. 
Aus diesen Gründen wurden keine speziel-
len Erhebungen durchgeführt. 
 

Unklar ist, ob im Umfeld des Betriebsge-
lände im Norden nicht auch mit Pionierar-
ten der Amphibien zu rechnen sein könnte. 
Eine Ergänzung des Untersuchungsum-
fangs zur Biotik ist insgesamt unerlässlich. 

Ein potentielles Vorkommen von Amphi-
bien im Norden des Planungsgebietes 
wurde im Rahmen der speziellen arten-
schutzrechtlichen Prüfung bereits überprüft 
und ausgeschlossen. Es konnten auf oder 
angrenzend an das Planungsgebiet keine 
Pioniergewässer oder geeignete Senken 
festgestellt werden. Ein Potential für Win-
terquartiere ist ebenso nicht vorhanden. 

Fledermäuse: Es ist unverständlich, dass of-
fenbar auf akustische Erhebungen 

Es erfolgte keine tiefergehende akustische 
Erhebung, da das Potential auf 
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verzichtet wurde. Leitlinien, Jagdhabitate? 
So sind diese Fragen nicht zu bewerten. 

Fledermausvorkommen im Planungsgebiet 
im Laufe der saP als sehr gering eingestuft 
wurde. Bei der Potentialanalyse 2016/ 
2017 konnten keine Fledermausquartiere 
festgestellt werden. Auch eine Wochen-
stube konnte mit großer Sicherheit ausge-
schlossen werden. Bei den Begehungen 
des Geländes und Kartierungen gab es kei-
nerlei Hinweise auf Fledermausaktivitäten. 
Auch bei der erneuten Potentialanalyse im 
Jahr 2020 wurden keine Hinweise festge-
stellt. 

In Hinblick auf den Bodenauftrag: Es ist si-
cherzustellen, dass keine Flächen mit natur-
schutzfachlich wertvollen Vorkommen an 
Ackerbegleitkräutern oder sonstigen wert-
gebenden Arten betroffen sind. Es ist zu 
prüfen, ob Geländeerhebungen erforder-
lich sind. Dies wären dann zu ergänzen. 

Da es sich auch bei den Auftragsflächen 
um intensiv genutzte Ackerflächen handelt, 
gilt das auch für die außerhalb des Gebie-
tes liegenden Auftragsflächen. In Abspra-
che mit dem Fachbereich Boden des Um-
welt- und Arbeitsschutzes sind lediglich 
Ackerflächen und keine Randstreifen vom 
Bodenauftrag betroffen. 

In der Festsetzung wird ergänzt, dass in der 
Vegetationsperiode (Anfang Juli) vor dem 
Bodenauftrag die Zielflächen außerhalb des 
Geltungsbereichs (siehe Ausschnitt 3, Plan-
zeichnung) auf das Vorkommen von Acker-
wildkräutern zu untersuchen und die Er-
gebnisse der Stadt Karlsruhe, Umwelt- und 
Arbeitsschutz vorzulegen sind. Entspre-
chend der Ergebnisse kann verlangt wer-
den Samen einzelner Arten zu bergen und 
nach dem Bodenauftrag auf der neuen Flä-
che auszubringen. 

Klima: 

"In der ökologischen Tragfähigkeitsstudie 
des Nachbarschaftsverbands Karlsruhe 
(GEO-NET UM-WELTCONSULTING GmbH 
2011) werden die Ackerflächen im Nordos-
ten des Geltungsbereichs sowie die ehema-
ligen landwirtschaftlichen Nutzflächen im 
Westen als klimatische Ausgleichsräume 
mit mittlere Kaltluftlieferung ausgewie-
sen." 

Vorliegende Klimaprognosen für das Ober-
rheingebiet lassen deutlich werden, dass 
Verluste an klimatischen Ausgleichsräumen 
unter allen Umständen vermieden werden 

Der Umweltbericht (S. 33) kommt in seiner 
qualitativen Beurteilung für das Siedlungs-
gebiet Neureut zu dem Schluss, dass eine 
erhebliche Beeinträchtigung der bioklimati-
schen Situation infolge des Vorhabens 
nicht zu erwarten sei. Eine erhebliche Be-
einträchtigung des Schutzguts Klima trete 
nicht ein. Der Bebauungsplan enthält meh-
rere Festsetzungen und Örtliche Bauvor-
schriften, die dem Schutzgut Klima Rech-
nung tragen.Zu nennen sind hier: 

• Im WA ist ein Flächenanteil von mindes-
tens 40% und im GE/GEE ein Flächen-
anteil von mindestens 15% der 
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müssen. Gegen diese Vorgabe würde mit 
der vorliegenden Planung verstoßen. 

Zwar wird fas Schutzgut Klima in den Kar-
ten des NVK maximal mit einer mäßigen 
Empfindlichkeit ausgewiesen, was den 
Schluss zulässt, dass kleinere Einzelflächen 
ohne große negative Auswirkungen bzgl. 
Klima umgewandelt werden können. Aller-
dings geht es hier um über 16 ha zusätzli-
che versiegelte Fläche und da stellt sich 
dann schon die Frage, ob die Karten des 
NKV eine Aussage über einen solch großen 
Eingriff überhaupt zulassen. Hohe sommer-
liche Temperaturen in den Nachtstunden 
werden sich unvermeidlich auf das Klima 
der angrenzenden Flächen auswirken. Um 
einen Eindruck zu erlangen, wie sich die 
Temperaturen lokal ändern werden sei auf 
die Studien zu städtischen Wärmeinseln 
verwiesen, in der bis zu 7 Grad Tempera-
turunterschied zwischen Stadt und Umland 
nachgewiesen wurde (https://www.karls-
ruhe.de/b3/natur_und_umwelt/klimawan-
del/lokal_regionalklima/karlsruher_stadt-
klima.de). Zudem werden die östlich an-
grenzenden Nachbarflächen sämtlich mit 
einer hohen Empfindlichkeit bewertet. 
Wenn sich nun die Nachbarflächen auf-
grund Versiegelung wie erwartbar stark 
aufheizen, wird es negative Auswirkungen 
auch für diese Flächen geben. 

Die Verbände fordern hier eine weitere Be-
wertung, ob ein solch umfangreiche Um-
wandlung von Freiflächen mit den klimati-
schen Anforderungen vereinbar ist. Kon-
krete Maßnahmen zur Minimierung der zu-
künftigen Wärmebelastung sollten weiter-
hin in den Festlegungen des B-Plans festge-
schrieben werden. Zum Beispiel sind exten-
sive Dachbegrünung nur dann als Maß-
nahme wirkungsvoll, wenn diese auch tat-
sächlich angelegt werden und dauerhaft 
(über Jahrzehnte hinweg) gepflegt und 
vorhanden sind. Wenn Dachbegrünung als 
Minimierungsmaßnahme anerkannt wer-
den sollen, dann ist dies auch 

Grundstücksfläche, zusätzlich zur Vor-
gartenzone, gärtnerisch zu begrünen 
und dauerhaft zu unterhalten. Die 
Grünflächen sind vollflächig als Vegeta-
tionsfläche anzulegen, das heißt zu be-
pflanzen oder einzusäen. 

• WA: Je angefangener 300 m² zusam-
menhängender nicht überbauter 
Grundstücksfläche ist ein mittelkroniger 
Laubbaum entsprechend der Pflanzliste 
oder Hochstammobstbaum auf mittel-
stark wachsender Unterlage zu pflan-
zen. 

• Gewerbegebiet/eingeschränktes Ge-
werbegebiet: Je angefangene 800 m² 
Grundstücksfläche ist ein großkroniger, 
standortgerechter Laubbaum zu pflan-
zen. Sofern aus Platzgründen die lang-
fristige Kronenentwicklung nachweis-
bar nicht möglich ist, können für einen 
großkronigen Baum zwei mittelkronige 
Bäume gepflanzt werden. 

• Flachdächer und flachgeneigte Dächer, 
auch von Nebenanlagen (bis 15° Nei-
gung), wie z.B. Garagen, Carports oder 
überdachte Abfallsammelplätze sind ex-
tensiv entsprechend der Pflanzliste der 
nachfolgenden Pflanzliste zu begrünen. 

• Ungegliederte Fassaden mit mehr als 60 
m² geschlossener Wandfläche, Park-
hausfassaden und Stützmauern sind flä-
chig mit Kletterpflanzen zu begrünen. 
Alternativ ist vor der betroffenen Fas-
sade alle angefangenen 15 m ein mit-
telkroniger standortgerechter Laub-
baum zu pflanzen. Fassaden im GE 2 
sind zur freien Landschaft zwingend zu 
begrünen. 

• Bei Neubauten sind für die Fassaden 
helle Oberflächenfarben zu verwenden, 
die möglichst wenig Sonneneinstrah-
lung über den Gebäudekörper absor-
bieren und zugleich eine zu starke Re-
flexion kurzweiliger Strahlung vermei-
den. Der Farbton der Fassaden muss 
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entsprechend zu kontrollieren und diese 
Maßnahmen festzuschreiben. 

einen Hellbezugswert von mindestens 
70 entsprechen (RAL-Design-System). 
Eine abweichende Farbgebung mit 
niedrigeren Hellbezugswert ist auf ma-
ximal 15 % der Fassadenfläche be-
schränkt. 

Festsetzungen des Bebauungsplans sind 
Grundlage der Genehmigungsfähigkeit auf 
der Bauantragsebene. Bei den Pflanzgebo-
ten ist jeweils textlich hinterlegt, dass alle 
Begrünungs- und Pflanzmaßnahmen fach-
gerecht zu unterhalten, zu pflegen und bei 
Abgang in der darauffolgenden Pflanzperi-
ode gleichwertig zu ersetzen sind. 

 


